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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Famili e, Senioren, Frauen und Jugend 

 

 

Entwurf eines Gesetzes  

zu dem Übereinkommen des Europarats vom 11. Mai 201 1  

zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Fraue n und häuslicher Gewalt 

 

 

A. Problem und Ziel 

Nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes ist die Zustimmung der gesetzgebenden 

Körperschaften zu dem Übereinkommen des Europarats vom 11. Mai 2011 zur Verhütung und 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt Voraussetzung für dessen 

Ratifikation.  

 

B. Lösung 

Der Gesetzesentwurf sieht die Zustimmung des Bundestags und des Bundesrats zu dem  

am 11. Mai 2011 von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichneten Übereinkommen des 

Europarats vor. 

 

C. Alternativen  

Keine. Mit dem Übereinkommen werden auf europäischer Ebene einheitliche Schutzstandards 

in den Bereichen Prävention, des Opferschutzes, der Strafverfolgung und einer 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit geschaffen, um Gewalt gegen Frauen und häusliche 

Gewalt zu verhindern und zu eliminieren. Damit dies gelingt, ist das gesetzlich verbindliche 

Engagement möglichst vieler Mitgliedstaaten erforderlich. Würde Deutschland dem 

Übereinkommen nicht beitreten, könnte dies so verstanden werden, dass Deutschland der 

Entwicklung einer umfassenden und koordinierten Politik, die die Rechte der Opfer in den 

Mittelpunkt aller Maßnahmen stellt, nicht die notwendige Bedeutung beimisst.  

 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
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Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Keiner. 

 

F. Weitere Kosten  

Weitere Kosten fallen nicht an. Es sind weder zusätzliche Kosten für die Wirtschaft noch 

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, zu erwarten. 
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Entwurf  

Gesetz 

zu dem Übereinkommen des Europarats vom 11. Mai 201 1 

zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Fraue n und häuslicher Gewalt 

 

Vom 

 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

 

Artikel 1 

Dem in Istanbul am 11. Mai 2011 von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichneten 

Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 

häuslicher Gewalt wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird nachstehend mit einer amtlichen 

deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

 

Artikel 2 

(1)   Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 76 Absatz 2 für die 

Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

 

Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, da es 

sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 des Grundgesetzes 

erforderlich, da das Gesetz in Verbindung mit dem Vertrag bindende Verfahrensregelungen 

auch für die Landesbehörden enthält und insoweit für abweichendes Landesrecht keinen Raum 

lässt. 

 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Absatz 2 Satz 1 des 

Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 76 Absatz 2 

für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

 

Schlussbemerkung 

Das Gesetz wird Bund, Länder und Gemeinden nicht mit Haushaltsausgaben ohne 

Erfüllungsaufwand belasten.  

Für die Bürgerinnen und Bürger sowie für die Wirtschaft und die Verwaltung entsteht kein 

Erfüllungsaufwand.  

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu 

erwarten.  

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur 

nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie.  

 

 


